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Berufskunde .

Die Schule in § 19 der badiſchen Verfaſſung .

Der § 19 der badiſchen Verfaſſung beſtimmt :

Die Schule unterſteht den Geſetzen und der Aufſicht des Staates .

Die Leitung des Religionsunterrichts iſt Sache der kirchlichen

und religiöſen Gemeinſchaften . Die Erleilung desſelben richtet ſich

nach den Beſtimmungen des Schulgeſetzes .
Kein Sehrer darf wider ſeine erklärte religiöſe Überzeugung zur

Erteilung des Religionsunterrichts oder zur Vornahme lirchlicher

Berrichtungen , kein Schüler gegen die religiöſe Uberzeugung der

Erziehungsberechtigten zum Beſuch des Religionsunterrichts oder zur

Teilnahme an kirchlichen Handlungen gezwungen werden .

Niemand darf wegen ſeiner Zugehörigkeit zu einer Vereinigung ,
deren Ziele den Staatsgeſetzen und der Sittlichkeit nicht zuwider ſind ,

von dem Amt eines Lehrers oder einer Lehrerin ausgeſchloſſen werden .

Zum Beſuch der öffentlichen Volksſchule ſind alle Kinder ver⸗

pflichtet , ſoweit ſie nicht eine höhere öffentliche Bildungsanſtalt oder

eine die Lehrziele ſolcher Anſtalten verfolgende nichtſtaatliche Lehranſtalt

beſuchen , oder wegen geiſtiger oder lörperlicher Leiden oder wegen

ſittlicher Verfehlungen vom Schulbeſuch auszuſchließen ſind . Neue

nichtſtaatliche Lehranſtalten für Volksſchulunterricht werden nicht mehr

zugelaſſen .
Soweit der Beſuch von nichtſtaatlichen Lehranſtalten durch die

Vorſchrift des vorigen Abſatzes nicht ausgeſchloſſen iſt , können phyſiſche
und juriſtiſche Perſonen ſolche Anſtalten mit Genehmigung des Staats⸗

miniſteriums errichten . Die Genehmigung darf nicht verſagt werden ,
wenn die geſetzlich hierfür allgemein aufgeſtellten Bedingungen erfüllt ſind .

Der Unterricht in der Volks⸗ und Fortbildungsſchule iſt unent⸗

geltlich ; für minderbemittelte Schüler hat die Gemeinde die erforderlichen

Lernmittel zu beſchaffen . Bei den öffentlichen höheren Lehranſtalten ,

einſchließlich der Hochſchulen und der Fachſchulen , iſt der Unterricht

für diejenigen unentgeltlich , die tüchtig und bedürftig ſind .

Dazu iſt zu bemerken :

Der Abſ . 1 dieſes Schulparagraphen wurde ſchon in den Kom⸗

miſſionsverhandlungen ohne Widerſpruch angenommen .
Dagegen war Abſ . 2 in den Kommiſſionsverhandlungen viel

umſtritten , insbeſondere die Frage , ob der Religionsunterricht im

Rahmen des Schulunterrichts als Pflichtfach zu gelten habe oder

nicht . Dieſe Frage blieb ungelöſt . Zwar ſoll der Religionsunterricht
nach dem Wortlaut dieſes Abſatzes ein Lehrgegenſtand des Schul⸗
unterrichts ſein , aber die Meinungen , ob er obligatoriſch oder



fakultativ ſein ſoll , blieben geteilt . Dagegen beſtimmt § 149 der
Reichsverfaſſung ausdrücklich , daß der Religionsunterricht ordentliches
Lehrfach der Schulen iſt . Damit bleibt wohl auch die Beſtimmun
des § 35 des Schulgeſetzes vom 10. Juli 1910 ( V. ⸗Bl. 1910 S. 1550
in Kraft , die den Religionsunterricht zu den obligatoriſchen Unterrichts⸗
gegenſtänden der Volksſchule zählt .

Daß der Abſ . 2 den lirchlichen und religiöſen Gemeinſchaften
verfaſſungsmäßig das Recht ſichert , den Religionsunterricht zu leiten ,
liegt in der Natur der Sache und iſt damit ſelbſtverſtändlich .

Auch der Abſ . 3 des § 19 der Verfaſſung iſt das Produkt lang⸗
wieriger Verhandlungen . Im Regierungsentwurf lautete er :

„ Kein Lehrer darf wider ſeinen Willen zur Erteilung des
Religionsunterrichts oder zur Vornahme kirchlicher Verrichtungen ,
kein Schüler wider den Willen des Erziehungsberechtigten zum Beſuche
des Religionsunterrichts oder zur Teilnahme an kirchlichen Handlungen
gezwungen werden . “

Schon die Kommiſſion hat den Abſatz ſo geändert , wie er end⸗
gültig in die Verfaſſung überging .

Das Erzbiſchöfliche Ordinariat in Freiburg hat wegen der § 8 18
und 19 unter dem 7. März 1919 eine Vorſtellung an die verfaſſung⸗
gebende Nationalverſammlung gerichtet und in Beziehung auf dieſen
Abſatz bemerkt : „ Wir ſetzen voraus , daß für eine Erklärung von
ſolcher Tragweite ( „ erklärte religiöſe Uberzeugung “ ) eine beſtimmte
Form vorgeſchrieben wird , die jeden Zweifel ausſchließt , und daß
dieſelbe dem zuſtändigen Geiſtlichen zur Kenntnis gebracht wird “ .
Dieſer Forderung des Erzbiſchöfl . Ordinariats iſt das Unterrichts⸗
miniſterium durch eine Bekanntmachung vom 20. Juni 1919 ( V. ⸗Bl 1919
S. 142 ) ziemlich weit entgegengekommen , indem es folgendes anordnete :
„ Die Erklärung muß in ihrem Wortlaut dem § 19 Abſ . 3 der Ver⸗
faſſung entſprechen und demnach die ausdrückliche Bekundung ent⸗

8 daß die Erteilung des von dem Lehrer bisher gegebenen
eligionsunterrichts des namentlich anzuführenden Bekenntniſſes ſeiner

religiöſen Uberzeugung widerſpreche “ . Vordrucke dürfen nicht ver⸗
wendet werden . Der örtlichen Kirchenbehörde iſt eine Abſchrift der
Erklärung zu überſenden . “

Im übrigen widerſprechen ſowohl der Abſ 3 des § 19 der badiſchen
Verfaſſung wie auch die ſich auf dieſen Abſatz gründende Bekannt⸗
machung des badiſchen Unterrichtsminiſteriums vom 20. Juni 1919
dem Abſ . 2 des § 149 der Reichsverfaſſung , der lautet :

„ Die Erteilung religiöſen Unterrichts und die Vornahme kirchlicher
Verrichtungen bleibt der Willenserklärung der Lehrer überlaſſen . “

Hier iſt von „ erklärter religiöſer Uberzeugung “ keine
Rede . Reichsrecht bricht aber Landrecht nach § 13 der Reichsverfaſſung .
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Der Abſ . 2 des § 137 des gegenwärtig noch zu Recht beſtehenden

Schulgeſetzes beſtimmt : „ Die Erteilung von Unterricht an Lehranſtalten
durch Mitglieder religiöſer Orden oder ordensähnlicher religiöſer
Kongregationen bedarf der Genehmigung der Staatsregierung . “ Dieſe

Beſtimmung des Schulgeſetzes iſt nun durch den Abſ . 4 des § 19 der

Verfaſſung beſeitigt .
Der Unterrichtszwang , wie er ſeither in Baden durch die

§ § 1 —3 des Schulgeſetzes beſtand , wird durch den Abſ . 5 des § 19

der Verfaſſung erſetzt durch einen wirklichen Schulzwang , denn der

Abſatz verlangt von allen Kindern den Beſuch der öffentlichen
Volksſchule , ſoweit nicht ein im folgenden Satz genannter Aus⸗

nahmefall beſteht . Dieſe Beſtimmung iſt ſchon in der Kommiſſion
von den Demokraten und Sozialdemokraten lebhaft befürwortet , vom

Zentrum und den Deutſchnationalen ebenſo lebhaft bekämpft worden .
Die Vorſchrift , daß neue nichtſtaatliche Lehranſtalten für den Volks⸗

ſchulunterricht nicht mehr zugelaſſen werden , iſt nur die Folge aus
der vorangehenden Beſtimmung über den Volksſchulzwang .

Im übrigen ſteht auch hier die Reichsverfaſſung in §S 147 in

Widerſpruch mit der Landesverfaſſung .

Nach §S 137 Abſ . 1 des badiſchen Schulgeſetzes vom 7. Juli 1910

iſt kirchlichen Korporationen und Stiftungen die Errichtung von Lehr⸗
und Erziehungsanſtalten nur auf Grund eines beſonderen Geſetzes
geſtattet d. h. verboten . Durch den Abſ . 6 des § 19 der Berfaſſung
iſt dieſfe Beſtimmung des Schulgeſetzes aufgehoben , und die Errichtung

nichtſtaatlicher Sehranſtalten mit dem Lehrziele höherer Lehranſtalten
iſt mit Genehmigung des Staatsminiſteriums geſtattet . Dieſe Beſtim⸗

mung befand ſich im Regierungsentwurf nicht , ſie wurde erſt durch die

Kommiſſion in das Geſetz hineingebracht .
Der Abſ . 6 des Schulparagraphen bedarf kaum einer Beſprechung .

In der Kommiſſion gab er allerdings zu langen Erörterungen Anlaß .
Im übrigen wird mit dem Worte tüchtig , das dieſer Abſatz enthält ,
ſeit einiger Zeit in Theorie und Praxis ein heilloſer Unfug getrieben .
Man ſcheint auch bei uns in nicht zu ferner Zeit ganz der Gepflogen⸗
heit anderer demokratiſcher Staaten zu verfallen , den für tüchtig zu
bewerten , der einen einflußreichen Vetter hat .

Ich habe wiederholt darauf hingewieſen , daß einzelne Beſtimmungen
des badiſchen Schulparagraphen mit den einſchlägigen Beſtimmungen
der Reichsverfaſſung nicht in Einklang ſtehen . Es iſt kaum daran

zu denken , daß der Reichstag die Grundſätze ändern wird , die er für

Bildung und Schule aufgeſtellt hat . Da außerdem Artikel 13 der

Reichsverfaſſung ausdrücklich beſtimmt : „Reichsrecht bricht Landrecht “ ,

muß angenommen werden , daß die mit der Reichsverfafſung nicht in

Einklang ſtehenden Beſtimmungen des 8§ 19 der badiſchen Verfaffung
nicht zu Recht beſtehen . 17. 8. 19. Br .

14.
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Die Schule in der Reichsverfaſſung .

Der vierte Abſchnitt des zweiten Hauptteils der Reichsverfaſſung
enthält in neun Artikeln die Beſtimmungen über Bildung und Schule .
Er beſtimmt in Artikel
142. Die Kunſt , die Wiſſenſchaft und ihre Lehre ſind frei . Der Staat

gewährt ihnen Schutz und nimmt an ihrer Pflege teil .
Für die Bildung der Jugend iſt durch öffentliche Anſtalten zu
ſorgen . Bei ihrer Einrichtung wirken Reich , Länder und Ge⸗
meinden zuſammen .

Die Lehrerbildung iſt nach den Grundſätzen , die für die
höhere Bildung allgemein gelten , für das Reich einheitlich zu regeln .

Die Lehrer an öffentlichen Schulen haben die Rechte und
Pflichten der Staatsbeamten .

Geich, Länder und Gemeinden teilen ſich alſo nicht nur in die Rechte, ſondern
auch in die Laſten, die die Jugendbildung verurſacht. Die Mitwirkung desReichesiſt neu.

Die Lehrerbildung iſt Reichsſache geworden. Sie ſoll nach einheitlichen Grund⸗
ſätzen für alle Lehrer, Volks⸗, Mittel⸗ und Hochſchullehrer geregelt werden. Auchden Vollksſchullehrern wird die Möglichkeit des Univerſitätsſtudiums eröffnet . )
Das geſamte Schulweſen ſteht unter der Aufſicht des Staates , er
kann die Gemeinden daran beteiligen . Die Schulaufſicht wird durch
hauptamtlich tätige , fachmänniſch vorgebildete Beamte ausgeübt

( Die Staatsaufſicht erſtreckt ſich auch auf Privatſchulen und auf denReligions⸗
unterricht. § 149 Abſ. 1. Die Schulaufſicht kann teilweiſe den Gemeinden über⸗
tragen werden. )
Es beſteht allgemeine Schulpflicht . Ihrer Erfüllung dient grund⸗
ſätzlich die Volksſchule mit mindeſtens acht Schuljahren und die
anſchließende Fortbildungsſchule bis zum vollendeten achtzehnten
Lebensjahre . Der Unterricht und die Lernmittel in den Volks⸗
ſchulen und Fortbildungsſchulen ſind unentgeltlich .

Gber den Beginn der Schulpflicht ſagt die Reichsverfaſſung nichts. Be⸗
ſtimmungen darüber werden wohl der Landesgeſetzgebung überlaſſen bleiben. )
Das öffentliche Schulweſen iſt organiſch auszugeſtalten .
Auf einer für alle gemeinſamen Grundſchule baut ſich das
mittlere und höhere Schulweſen auf . Für dieſen Aufbau iſt die
Mannigfaltigkeit der Lebensberufe , für die Aufnahme eines Kindes
in eine beſtimmte Schule ſind ſeine Anlage und Neigung , nicht
die wirtſchaftliche und geſellſchaftliche Stellung oder das Religions⸗
bekenntnis ſeiner Eltern maßgebend .

Innerhalb der Gemeinden ſind indes auf Antrag von Er⸗
ziehungsberechtigten Volksſchulen ihres Bekenntnifſes oder
ihrer Weltanſchauung einzurichten , ſoweit hierdurch ein ge⸗
ordneter Schulbetrieb , auch im Sinne des Abſ . 1, nicht beeinträchtigt
wird . Der Wille der Erziehungsberechtigten iſt möglichſt zu

7



147.

berückſichtigen . Das Rähere beſtimmt die Landesgeſetzgebung

nach den Grundſätzen des Reichsgeſetzes .
Für den Zugang Minderbemittelter zu den mittleren und

höheren Schulen ſind durch Reich , Länder und Gemeinden öffent⸗

liche Mittel bereitzuſtellen , insbeſondere Erziehungsbeihilfen für

die Eltern von Kindern , die zur Ausbildung auf mittleren und

höheren Schulen für geeignet erachtet werden , bis zur Beendigung

der Ausbildung .
( Die Grundlage des geſamten öffentlichen Schulweſens iſt alſo die für alle

gemeinſame Grundſſchule , wie die Einheitsſchule hier genannt wird. Das

Durcheinander der höheren Schulen bleibt (vorerſt) beſtehen.
Regel ſoll die konfeſſionell gemiſchte Schule mit getrenntem Religions⸗

unterricht (die Simultanſchule ) ſein. Doch können durch eine Art Abſtimmung
oder Sammlung von Unterſchriften der Eltern konfeſſionelle und konfeſſionsloſe
Schulen gefordert werden. Das Verlangen iſt möglichſt zu berüchſichtigen. Dabei

muß aber ein geordneter Schulbetrieb ſowohl bei den Simultanſchulen als auch
bei den nach Abſatz 2 errichteten Schulen möglich ſein. Das Nähere ſoll ein

Landesgeſetz beſtimmen. Das Landesgeſetz ſoll den Grundſätzen entſprechen, die

zuvor ein Reichsgeſetz aufſtellt.
„Bis zum Erlaß des in Artikel 146 Abſ. 2 vorgeſehenen Reichsgeſetzes,“

ſagt Artikel 174 als Übergangsbeſtimmung für die Schule, „bleibt es bei der

beſtehenden Rechtslage. Das Geſetz hat Gebiete des Reichs, in denen eine nach
Bekenntniſſen nicht getrennte Schule geſetzlich beſteht, beſonders zuberückſichtigen. “

In Baden beſteht ſeit langem geſetzlich die Simultanſchule . Sie bleibt alſo
(mindeſtens bis zum Erlaß eines neuen Reichsgeſetzes über die Schule) beſtehen.
Inwieweit die Verheißung des zweiten Satzes des Artikels 174 ſich erfüllen
wird, muß die Zukunft lehren. Auf jeden Fall ſchafft der Abſ . 2 des
Artikels 146 große Schwierigkeiten und Konfliktsmöglichkeiten
in Staat und Gemeinden . )
Private Schulen als Erſatz für öffentliche Schulen bedürfen der

Genehmigung des Staates und unterſtehen den Landesgeſetzen .
Die Genehmigung iſt zu erteilen , wenn die Privatſchulen in ihren

Cehrzielen und Einrichtungen ſowie in der wiſſenſchaftlichen Aus⸗

bildung ihrer Lehrkräfte nicht hinter den öffentlichen Schulen

zurückſtehen und eine Sonderung der Schüler nach den Beſitz⸗

verhältniſſen der Eltern nicht gefördert wird . Die Genehmigung

iſt zu verſagen , wenn die wiftſchaftliche und rechtliche Stellung

der Lehrkräfte nicht genügend geſichert iſt .
Private Volksſchulen ſind nur zuzulaſſen , wenn für eine

Minderheit von Erziehungsberechtigten , deren Wille nach Art . 146

Abſ . 2 zu berückſichtigen iſt , eine öffentliche Volksſchule ihres

Bekenntniſſes oder ihrer Weltanſchauung in der Gemeindenicht
beſteht oder die Unterrichtsverwaltung ein beſonderes pädagogiſches
Intereſſe anerkennt .

Private Vorſchulen ſind aufzuheben . Für private Schulen,
die nicht als Erſatz für öffentliche Schulen dienen , verbleibt es

bei dem geltenden Recht .
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(Private Volksſchulen ſind alſo nur zuzulaſſen, wenn ſie von den Eltern
nach Art. 146 Abſ. 2 verlangt werden können. An höheren Privatſchulen können
nach wie vor Elementarklaſſen beſtehen bleiben; jedenfalls ſagt die Verfaſſung
nichts über ihren Wegfall. )

In allen Schulen iſt ſittliche Bildung , ſtaatsbürgerliche Geſinnung ,
perſönliche und berufliche Tüchtigkeit im Geiſte des deutſchenVolkstums und der Völlkerverſöhnung zu erſtreben .

Beim Unterricht in öffentlichen Schulen iſt Bedacht zu nehmen ,
daß die Empfindungen Andersdenkender nicht verletzt werden .

Staatsbürgerkunde und Arbeitsunterricht ſind Lehrfächer der
Schulen . Jeder Schüler erhält bei Beendigung der Schulpflichteinen Abdruck der Verfaſſung .

Das Volksbildungsweſen , einſchließlich der Volkshochſchulen,
ſoll von Reich , Ländern und Gemeinden gefördert werden .

(Toleranz gegen Andersdenkende iſt alſo zum Grundſatz erhoben. Glaubens⸗
haß, Verherrlichung des Krieges und ähnliche Dinge dürfen künftig in der Schulekeine Stätte mehr finden. Eine ſchwierige Sache wird es allerdings für manchenLehrer ſein, den Geiſt der Völkerverſöhnung zu pflegen angeſichts des aus
ungetrübtem Haß unſerer Feinde diktierten Schmach⸗ und Vernichtungsfriedens .Aus ſolcher Saat kann der Geiſt der Verſöhnung nicht entſprießen. )

„ Der Religionsunterricht iſt ordentliches Lehrfach der Schulen mit
Ausnahme der belenntnisfreien ( weltlichen ) Schulen . Seine Er⸗
teilung wird im Rahmen der Schulgeſetzgebung geregelt . Der
Religionsunterricht wird in Übereinſtimmung mit den Grundſätzender betreffenden Religionsgeſellſchaft unbeſchadet des Aufſichtsrechtsdes Staates erteilt .

Die Erteilung religiöſen Unterrichts und die Vor⸗
nahme kirchlicher Verrichtungen bleibt der Willens⸗
erklärung der Lehrer , die Teilnahme an religiöſen Unterrichts⸗
fächern und an kirchlichen Feiern und Handlungen der Willens⸗
erklärung desjenigen überlaſſen , der über die religiöſe Erziehungdes Kindes zu beſtimmen hat .

Die theologiſchen Fakultäten an den Hochſchulen bleiben
erhalten .

( Der Religionsunterricht bleibt alſo ordentliches Lehrfach der
Schulen . Damit iſt der Streit , der ſich in der badiſchenNationalverſammlungum dieſe Frage entſpann und der bei Beratung eines neuen Schulgeſetzes zumAustrag gebracht werden ſollte, endgültig entſchieden. Allerdings können nachArt. 146 Abſ. 2 bekenntnisfreie Schulen errichtet werden, in denen keinReligions⸗unterricht erteilt wird.

Der Religionsunterricht unterliegt der ſtaatlichen Aufſicht.Der Lehrer darf die Erteilung des Religionsunterrichts ablehnen . Die
Beſtimmung der Badiſchen Verfaſſung daß dieſe Ablehnung nur erfolgen darfgegen ſeine erklärte religiöſe Ube rzeugung , iſt hinfällig . )

„ Die Denkmäler der Kunſt , der Geſchichte und der Natur ſowiedie Landſchaft genießen den Schutz und die Pflege des Staates .
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Es iſt Sache des Reichs , die Abwanderung deutſchen Kunſt⸗
beſitzes in das Ausland zu verhüten .

( Der Schutz der Kunſt⸗ und Naturdenkmäler wurde auch bisher ſchon in allen
Staaten durch beſondere Geſetze oder Polizeiverordnungen wahrgenommen. Die
Beſchädigung und Zerſtörung von Denkmälern wird außerdem nach § 304 des
Reichsſtrafgeſetzbuchs mit Gefängnis beſtraft, wobei auf Aberkennung der bürger⸗
lichen Ehrenrechte erkannt werden kann. ) Sept. 19. Br.

Die Bekämpfung übertragbarer Kranhheiten .

( Verordnung des Miniſteriums des Innern vom 9. Mai 1911 ,
Geſ . u. V. ⸗Bl 1911 S. 275) .

Die Verordnung beſagt in den Ss 18 und 19 im weſentlichen

1. Schüler ohne Unterſchied des Alters und der von ihnen beſuchten
Schule , die an Diphtherie , Genickſtarre , Milzbrand , Rotz ,
Rückfallfieber , Ruhr , Scharlach , Tollwut , Typhus oder ſpinaler
Kinderlähmung leiden oder gelitten haben , ſind ſo lange vom

Unterrichtsbeſuch und den Schulräumen fernzuhalten , bis nach
einer Beſcheinigung des behandelnden Arztes oder des Bezirks⸗
arztes die Übertragung der Krankheit durch ſie nicht mehr zu
befürchten iſt . Bei Scharlach darf dieſe Beſcheinigung nicht
vor Ablauf der vierten Woche , bei Diphtherie nicht vor Ablauf
von 14 Tagen nach Ausbruch der Krankheit erteilt werden .

2. Ferner ſind Schüler vom Unterrichtsbeſuche und den Schul⸗
räumen fernzuhalten bei Erkrankungen an :

Lungen⸗ und Kehlkopfſchwindſucht , ſo lange im Aus⸗

wurf Tuberkelbazillen nachweisbar ſind ,

Körnerkrankheit , ſo lange deutliche Eiterabſonderungen
der Augenbindehäute vorliegen ,

Maſern bis zu 3 Wochen nach Beginn der Kranbheit ,

Keuchhuſten , ſo lange krampfhafte Huſtenanfälle vor⸗

handen ſind .
3. Schüler , in deren Behauſung eine Erkrankung an einer der

in Abſ . 1 und 2 genannten Krankheiten vorgekommen iſt ,

müſſen vom Schulbeſuch ferngehalten werden , bis aufgrund
einer Beſcheinigung des behandelnden Arztes oder des Bezirks⸗
arztes eine Weiterverbreitung der Krankheit durch ſie nicht

mehr zu befürchten iſt .
Auch auf Lehrer , die an einer in Abſ .1 und 2 genannten

Krankäheit leiden oder in deren Behauſung eine Kranlheit dieſer
Art ausgebrochen iſt , finden die Beſtimmungen in Abſ . 1 un 2

entſprechende Anwendung .

ſte
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